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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen W irtschaf tsgemeinschaf t 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Zusatzeinrich- 
tungen zu Zählern für Flüssigkeiten (außer Wasser). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sqzialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Zusatz einrichtungen zu Zählern für Flüssigkeiten (außer 

Wasser) 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten sind der Bau sowie die 
Prüfbedingungen von Zusatzeinrichtungen für 
Flüssigkeitszähler durch zwingende Vorschriften 
geregelt, die von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
verschieden sind und infolgedessen bei diesen Ge- 
räten zu Handelshemmnissen führen; deshalb sind 
diese Bestimmungen anzugleichen. 

Durch die Richtlinie des Rates vom zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Meßgeräte und Meß- und Prüfmetho- 
den sind die Verfahren der EWG-Bauartzulassung 
und EWG-Ersteichung für Meßgeräte festgelegt 
worden. In Übereinstimmung mit dieser Richtlinie 
sind nunmehr technische Vorschriften festzulegen, 
denen Zusatzeinrichtungen zu Flüssigkeitszählern 
genügen müssen, um frei eingeführt, vertrieben und 
verwendet werden zu können, nachdem sie die 
vorgeschriebenen Prüfungen durchlaufen und die 
vorgesehenen Zeichen und Stempel erhalten haben. 

Die oben erwähnte Richtlinie sieht auch vor, daß, 
wenn die Umstände es erlauben, die besonderen 
Richtlinien das Datum bestimmen, an dem die Mit- 
gliedstaaten die nationalen Vorschriften, die für 
ähnliche Meßgeräte gelten, wie die, die den gemein- 
schaftlichen Vorschriften entsprechen, abschaffen. In 
diesem Fall ist es nicht möglich, dieses Datum fest- 
zulegen. 

In der Richtlinie des Rates vom über die 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für Zähler von Flüssigkeiten (außer Wasser) 
sind bereits die technischen Vorschriften festgelegt 
worden, denen diese Geräte genügen müssen, um 
frei eingeführt, vertrieben und verwendet werden 
zu können, nachdem sie die vorgeschriebenen Kon- 
trollen durchlaufen und die vorgesehenen Stempel 
und Zeichen erhalten haben. Die Zusatzeinrich- 


tungen können oder müssen integrierender Be- 
standteil bestimmter Flüssigkeitszähler außer 
Wasserzähler sein ~ 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die folgende Richtlinie bezieht sich auf Zusatzein- 
richtungen zu volumetrischen Zählern für Flüssig- 
keiten außer Wasser gemäß Definition im Anhang 
zu dieser Richtlinie. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten erteilen, gemäß den Vorschrif- 
ten der Artikel 2 und 8 der Richtlinie des Rates 

vom zur Angleichung der Rechtsvorschriften 

der Mitgliedstaaten betreffend die Meßgeräte und 
die Meß- und Prüfverfahren, die EWG-Bauart- 
zulassung und die EWG-Ersteichung für Zusatz- 
geräte von Volumenzählern von Flüssigkeiten 
außer Wasser, wenn dieselben den im Anhang 
dieser Richtlinie festgelegten Vorschriften ent- 
sprechen. 

Die Mitgliedstaaten können verlangen, daß diese 
Zusatzeinrichtungen nur insoweit diesen Prüfver- 
fahren unterzogen werden, als sie selbst entspre- 
chende Prüfverfahren für ähnliche Zusatzeinrich- 
tungen anwenden, die einzelstaatlichen technischen 
Vorschriften entsprechen müssen. 

Artikel 3 

Erforderliche Änderungen zwecks Anpassung der 
Vorschriften des Anhangs an den technischen Fort- 
schritt werden im Einklang mit Kapitel VII der 

Richtlinie des Rates vom über Meßgeräte 

und Meß- und Prüfverfahren vorgenommen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsbestimmungen, um sich 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntmachung anzupassen, und setzen hiervon die 
Kommission unverzüglich in Kenntnis. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Wort- 
laut der wichtigsten internen Rechtsvorschriften, 
die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Ge- 
biet erlassen, der Kommission mitgeteilt wird. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Die besonderen Richtlinien für Meßanlagen zur 
Messung von Flüssigkeiten außer Wasser können 
vorsehen, daß die Zähler, mit denen diese Anlagen 
ausgestattet sind, mit einem oder mehreren der in 
dieser Richtlinie aufgeführten Zusatzgeräte ausge- 
stattet sein können oder müssen. 

I - Nullstelleinrichtungen 

1.1. Eine Nullstelleinrichtung ist eine Einrich- 
tung, durch die das Zählwerk von Hand oder 
automatisch auf Null gestellt werden kann. 

1.2. Während der Nullstellung darf das Zähl- 
werk nicht abgelesen werden können. 

1.3. Wenn mit der Nullstellung begonnen wor- 
den ist, darf es nicht möglich sein, ein neues 
Meßergebnis anzuzeigen, solange die Null- 
stellung nicht beendet ist. 

1.4. Die Vorschriften der Nummern 1.2. und 1.3. 
gelten nicht in folgenden Fällen: 

1.4.1. für Zählwerke, an denen eine Anwen- 
dungsbeschränkung angebracht ist, 
deren Aufschrift folgendermaßen 
lautet: 

„Nicht zulässig für offene Verkaufs- 
stellen". 

1.4.2. für Zeigerzählwerke bei Zählern, 
deren größte Abgabemenge 1200 1 pro 
Stunde nicht überschreitet. 

Im letztgenannten Fall darf es nicht 
möglich sein, die Anzeige durch einen 
Eingriff von Hand zu steigern, wenn 
die Zähler für den Verkauf bestimmt 
sind. 

1.5. Nach jeder Nullstellung darf die Abweichung 
von Null höchstens gleich der Hälfte der 
Eichfehlergrenze für die am Zählwerk an- 
gegebene kleinste Abgabemenge sein, wobei 
ein Fünftel des Wertes, der dem Abstand 
zweier aufeinanderfolgender bezifferter Teil- 
striche entspricht, nicht überschritten werden 
darf. 

Zähler mit springend fortschreitender An- 
zeige müssen nach der Nullstellung eindeu- 
tig auf Null stehen. 

II - Summierzählwerke 

2.1. Ein Zählwerk mit Nullstelleinrichtung darf 
mit einem oder mehreren Summierzähl- 
werken versehen sein, die die Summe der 
verschiedenen in diesem Zählwerk nachein- 
ander angezeigten Volumen anzeigen. 

2.2. Die Summierzählwerke dürfen nicht mit 
einer Nullstelleinrichtung versehen sein. 


2.3. Die Summierzählwerke dürfen nur als Zähl- 
werke mit nebeneinander stehenden Ziffern 
ausgeführt sein. 

2.4. Die Summierzählwerke dürfen verdeckt an- 
geordnet sein. 

2.5. Die Einheit der Anzeige des Summierzähl- 
werkes oder deren Symbol muß angezeigt 
sein und den Vorschriften der Richtlinie über 
Zähler für Flüssigkeiten (außer Wasser) ent- 
sprechen. 

2.6. Der Skalenwert des ersten Zählglieds eines 
jeden Summierzählwerkes muß 1.10^ oder 
2.10^ oder 5.10^ zulässige Volumeneinheiten 
betragen, wobei n eine positive oder nega- 
tive ganze Zahl oder Null ist. Er muß gleich 
dem Skalenwert des ersten Zählglieds des 
Zählwerkes mit Nullstelleneinrichtung oder 
größer sein. 

2.7. Wenn die Anzeigen der Summierzählwerke 
und des Zählwerks mit Nullstelleinrichtung 
gleichzeitig sichtbar sind, müssen die Ziffern 
der Summierzählwerke Abmessungen haben, 
die höchstens gleich der Hälfte der entspre- 
chenden Abmessungen der Ziffern des Zähl- 
werkes mit Nullstelleneinrichtungen sind. 

III Zählwerke mit mehrfachen Skalen und Mehr- 
fachzählwerken 

3.1. Das Zählwerk darf mit mehreren Anzeigeein- 
richtungen versehen sein. Außerdem dürfen 
ein oder mehrere gleichzeitig anzeigende 
Zählwerke mit ihm verbunden sein. 

3.2. Die Skalenwerte der verschiedenen Zähl- 
werke können verschieden sein, die kleinste 
Abgabemenge muß jedoch einheitlich und 
nach dem ungünstigsten Skalenwert festge- 
setzt werden. 

3.3. Die Vorschriften dieser Richtlinie und der 
Richtlinie über Zähler für Flüssigkeiten 
außer Wasser gelten für jedes Zählwerk und 
jede Anzeigeeinrichtung. 

3.4. Die Anzeigen der verschiedenen Skalen des 
Zählwerks oder der Zählwerke dürfen unter- 
einander nicht um mehr als die Eichfehler- 
grenze für die einheitliche kleinste Abgabe- 
menge, die auf der Skala oder auf den ver- 
schiedenen Skalen angezeigt ist, abweichen. 

IV - Preisanzeiger 

4.1. An Zählwerken mit nebeneinanderstehen- 

den Ziffern und mit Nullstelleinrichtung dür- 
fen Preisanzeiger mit ebenfalls nebenein- 
anderstehenden Ziffern mit Nullstelleinrich- 
tung angebaut sein, wobei der Grundpreis 
der Preis der für die Volumenanzeige 
benutzten Volumeneinheit ist. 
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4.2. Der Grundpreis muß einstellbar sein. Der 
eingestellte Grundpreis muß angezeigt 
werden. 

4.3. Die Grundpreiseinstellung und -anzeige müs- 
sen mit dem Preisanzeiger so gekoppelt sein, 
daß der einem Meßvorgang entsprechende 
Preis immer gleich dem Produkt aus dem 
eingestellten Grundpreis und dem angezeig- 
ten Volumen ist. 

4.4. Die Vorschriften über die Volumenzählwerke 
in der Richtlinie über Zähler für Flüssig- 
keiten außer Wasser und die Bestimmungen 
der Kapitel I, II und III dieser Richtlinie 
gelten sinngemäß für die Preisanzeiger, aus- 
genommen Punkt 1.5. über die Nullstellung. 

4.5. Die verwendete Währungseinheit oder ihr 
Symbol muß auf der Preisskala angezeigt 
sein. 

4.6. Die Abmessungen der Ziffern des Preis- 
anzeigers dürfen nicht größer als die der 
Ziffern des Volumenzählwerkes sein. 

4.7. Die Nullstelleinrichtungen des Preisanzeigers 
und des Volumenzählwerks müssen so aus- 
geführt sein, daß die Nullstellung einer der 
beiden Anzeigeeinrichtungen selbsttätig die 
Nullstellung der anderen bewirkt. 

4.8.1. Der Preis des Volumens, das gleich der 
Fehlergrenze für die am Zählwerk ange- 
gebene kleinste Abgabemenge ist, muß min- 
destens ein Fünftel des Skalenwertes be- 
tragen und darf nicht unter dem Preis liegen, 
der einem Abstand von mindestens 2 mm 
auf der Skala des ersten Preiszählgliedes 
des Preisanzeigers entspricht, wenn die An- 
zeige dieses Zählglieds schleichend fort- 
schreitet. 

Jedoch braucht dieser Abstand von einem 
Fünftel Skalenwert oder von 2 mm keinem 
kleineren Wert als dem der nachstehenden 
Geldeinheiten, je nach Verwendungsland, zu 
entsprechen: 

10 belgische oder luxemburgische Centimes 
1 französischer Centime 
1 niederländischer Cent 
1 Lire 
1 Pfennig. 

4.8.2. Der Preis des Volumens, das gleich der 
Fehlergrenze für die am Zählwerk ange- 
gebene kleinste Abgabemenge ist, muß min- 
destens zwei Schaltschritten entsprechen, 
wenn die Anzeige des ersten Preiszählglieds 
des Preisanzeigers springend fortschreitet. 
Der Schaltschritt braucht jedoch nicht unter 
einer der in 4.8.1. aufgeführten Geldeinheiten 
zu liegen. 

4.9. Die bei normalem Betrieb erhaltene Ab- 
weichung zwischen dem angezeigten Preis 
und dem Preis, der aus dem Grundpreis und 
dem angezeigten Volumen berechnet ist, darf 
den Preis für die Menge, die gleich der 


Fehlergrenze für die kleinste Abgabemenge 
des Zählers ist, nicht überschreiten. 

Jedoch braucht diese Abweichung nicht 
kleiner als das Doppelte einer der unter 4.8.1. 
genannten Geldeinheiten zu sein. 

4.10. Nach jeder Nullstellung darf die Abweichung 
von Null höchstens der Hälfte des Preises 
für die Menge entsprechen, die der Fehler- 
grenze für die am Zählwerk angegebene 
kleinste Abgabemenge entspricht, wobei ein 
Fünftel des Wertes, der dem Abstand zweier 
aufeinanderfolgender Teilstriche entspricht, 
nicht überschritten werden darf. 

V - Druckwerke 

5.1. Am Zählwerk eines Zählers darf ein Ziffern- 
druckwerk für das Volumen angebaut sein, 

5.2. Der Skalenwert des Druckwerks (Abdruck- 
stufe) muß 1.10^, 2.10^ oder 5.10^ zulässige 
Volumeneinheiten betragen, wobei n eine 
positive oder negative ganze Zahl oder Null 
ist. 

5.3. Die Abdruckstufe darf höchstens gleich der 
Eichfehlergrenze für die am Zählwerk ange- 
gebene kleinste Abgabemenge sein. 

5.4. Die Abdruckstufe muß am Druckwerk ange- 
geben sein. 

5.5. Der Abdruck des Volumens muß in einer der 
für die Volumenanzeige zugelassenen Ein- 
heiten erfolgen. 

Die Ziffern, die verwendete Einheit oder ihr 
Symbol und gegebenenfalls das Komma müs- 
sen vom Druckwerk auf dem Druckformular 
abgedruckt werden. 

5.6. Das Druckwerk darf Bezeichnungen für die 
Lieferung, wie laufende Nummer, Datum, 
Meßstellenbezeichnung, Art der Flüssigkeit 
abdrucken. 

5.7. Das Druckwerk kann so ausgeführt werden, 
daß der Abdruck wiederholt werden kann. 
Hierbei müssen die Abdrucke völlig überein- 
stimmen, insbesondere muß die laufende 
Nummer gleichbleiben. 

5.8. Wenn das Volumen aus der Differenz 
zweier Abdrucke bestimmt wird, von denen 
der eine durch die Nullen ausgedrückt sein 
kann, darf es nicht möglich sein, das Druck- 
formular während der Messung aus dem 
Druckwerk herauszuziehen. 

5.9. Mit Ausnahme des unter 5.8. behandelten 
Falles muß das Druckwerk mit einer Null- 
stelleinrichtung versehen sein, die mit der- 
jenigen des Zählwerks kombiniert ist. 

5.10. Die Abweichung zwischen dem angezeigten 
und dem abgedruckten Volumen darf nicht 
größer als eine Druckstufe sein. 


1) Ein Vorschriftenentwurf über nichtmechanische Fern- 
übertragungen folgt später. 
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5.11. Das Druckwerk darf außer der gemessenen 
Menge auch den entsprechenden Preis oder 
diesen Preis und den Grundpreis abdrucken. 
Es kann auch - im Fall offener Verkaufs- 
stellen - nur den zu zahlenden Preis ab- 
drucken, wenn es mit einem Volumenzähl- 
werk und einem Preisanzeiger verbunden ist. 
Die Ziffern, die benutzte Währungseinheit 
oder ihr Symbol oder gegebenenfalls das 
Komma müssen vom Druckwerk auf dem 
Druckformular abgedruckt werden. 

Die Abmessungen der gedruckten Ziffern für 
die Preise dürfen höchstens gleich denen der 
gedruckten Ziffern für die gemessene Menge 
sein. 

5.12. Die Abdruckstufe für den Preis muß 1.10“ 
oder 2.10“ oder 5.10“ Währungseinheiten ent- 
sprechen, wobei n eine positive oder nega- 
tive ganze Zahl oder Null ist. 

Dieser Wert darf den Preis der Menge, die 
gleich der Eichfehlergrenze für die am Zähl- 
werk angegebene kleinste Abgabemenge ist, 
nicht überschreiten. 

Jedoch braucht die Druckstufe nicht kleiner 
zu sein als eine der unter 4.8.1. genannten 
Geldeinheiten. 

5.13.1. Wenn der Zähler mit einem Preisanzeiger 
versehen ist, darf die Abweichung zwischen 
dem angezeigten und dem gedruckten Preis 
nicht größer als die Druckstufe sein. 

5.13.2. Wenn der Zähler nicht mit einem Preis- 
anzeiger versehen ist, muß die Abweichung 
zwischen dem gedruckten Preis und dem aus 
dem angezeigten Volumen und dem Grund- 
preis errechneten Preis den Bedingungen von 
Nr. 4. 9. entsprechen. 

VI - Mengeneinstellwerke 

6.1. An den Zähler dürfen Mengeneinstellwerke 
angebaut sein. 

Die Mengeneinstellwerke sind Einrichtungen, 
mit denen die zu messende Menge vorein- 
gestellt werden kann und die die Flüssig- 
keitsströmung nach der Messung der ge- 
wählten Menge selbsttätig unterbrechen. 

6.2. Die abzumessende Menge wird mit Hilfe von 
Skalen und Marken oder einer Zifferein- 
stellvorrichtung eingestellt und angezeigt. 

6.3. Wenn die Mengeneinstellung mit Hilfe meh- 
rerer voneinander unabhängiger Einstell- 
organe erfolgt, muß der Skalenwert eines 
Einstellorgans gleich dem Einstellbereich des 
Einstellorgans für die unmittelbar vorher- 
gehenden kleineren Volumen sein. 

6.4. Mengeneinstellwerke dürfen so eingerichtet 
sein, daß die Wiederholung des Einstellvor- 
gangs keine neue Betätigung der Einstell- 
organe erfordert. 


6.5. Wenn die Ziffern des Mengcneinstellwerks 
nicht mit denen des Zählwerks identisch 
sind und wenn es möglich ist, sie gleichzeitig 
zu sehen, dürfen die Abmessungen der 
ersteren höchstens gleich drei Viertel der 
entsprechenden Abmessungen der letzteren 
sein. 

6.6. Die Anzeige der gewählten Menge darf wäh- 
rend der Messungen entweder auf dem ein- 
gestellten Wert stehen bleiben oder nach 
und nach auf Null zurückgehen. 

6.7. Bei normalem Betrieb darf die Abweichung 
zwischen der voreingestellten Menge und der 
nach der Messung am Zählwerk angezeigten 
Menge die Hälfte der Eichfehlergrenze für 
die kleinste Abgabemenge nicht über- 
schreiten. 

6.8. Die voreingestellten Mengen und die am 
Zählwerk angezeigten Mengen müssen in 
derselben Einheit ausgedrückt werden. Die 
Einheit oder ihr Symbol muß am Mengenein- 
stellwerk angegeben sein. 

6.9. Die kleinste Einstellstufe des Mengenein- 
stellwerkes darf nicht kleiner als der Skalen- 
wert des ersten Zählglieds des Zählwerks 
sein. 

6.10. Die Mengeneinstellwerke dürfen mit einer 
Einrichtung versehen sein, die erforderlichen- 
falls die sofortige Unterbrechung der Flüssig- 
keitsströmung ermöglicht. 

6.11. Wenn ein Mengeneinstellwerk mit einer Ein- 
richtung zur Drosselung des Durchflusses am 
Ende der Messung versehen ist, muß eine 
Stempelsteile für einen Sicherungsstempel 
gegen Verstellen der eingestellten Drossel- 
stellung vorhanden sein. 

6.12. Die Bestimmungen der Nummern 6.7. und 

6.11. gelten nicht, wenn ein Druckwerk nach 
Nr. 5 an den zugehörigen Zähler angebaut 
ist, um die Ausgabe eines Druckbeleges zu 
ermöglichen, oder wenn in offenen Verkaufs- 
stellen das Mengeneinstellwerk verdeckt an- 
gebracht ist. 

6.13. Zähler mit Preisanzeiger dürfen auch mit 
einem Voreinstellwerk für den Preis ver- 
sehen sein. In diesem Fall muß die Flüssig- 
keitsströmung in dem Augenblick unter- 
brochen werden, in dem die abgegebene 
Menge dem eingestellten Preis entspricht. 
Die vorstehend unter den Nummern 6.1. bis 

6.12. auf geführten Bestimmungen gelten sinn- 
gemäß, 

6.14. Die Selbstbedienungsmünzwerke mit Voraus- 
bezahlung werden in einer späteren Richt- 
linie behandelt. 

VII - Stempelsteilen 

7.1. Zur Sicherung gegen Abnahme der Zusatz- 
geräte und gegen Zugang zu Stellen, an 
denen das Meßergebnis beeinflußt werden 
kann, müssen Stempelstellen vorgesehen 
sein. 
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Begründung 


Die folgende Richtlinie ergeht in Anwendung von 
Artikel 100 des Vertrags, aufgrund des Richtlinien- 
vorschlages des Rates über Meßgeräte und Meß- 
und Prüfverfahren, von der Kommission beim Rat 
am 15. Juli 1970^) vorgelegt, sowie aufgrund des 
Richtlinienvorschlages des Rates betreffend die An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten über Zähler für Flüssigkeiten außer Wasser, 
von der Kommission am 6. August 1969^) beim Rat 
vorgelegt. 

Ziel der Richtlinie ist die Beseitigung der inner- 
gemeinschaftlichen technischen Handelshemmnisse, 
die gegenwärtig auf dem Sektor der Flüssigkeits- 
zähler infolge der Unterschiedlichkeit der in den 
Mitgliedstaaten geltenden einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften über diese Geräte bestehen. 

Eine vergleichende Prüfung der für Zähler in den 
Mitgliedstaaten geltenden Regelungen hat gezeigt, 
daß sich die Unterschiede nicht nur auf die tech- 
nischen Vorschriften über Bau, Betrieb und Ge- 
nauigkeit beschränken, sondern sich auch auf die 
Modalitäten der Prüfung erstrecken, denen diese 
Geräte vor dem Vertrieb und der Verwendung 
unterworfen werden. 

Auf der Ebene des Warenverkehrs wirkt sich diese 
Sachlage dadurch- aus, daß die Hersteller gezwun- 
gen sind, ihre Produktion zu diversifizieren, um 
sich der jeweils in dem Mitgliedstaat geltenden 
Regelung anzupassen, in dem das Gerät verwendet 
werden soll, sowie dadurch, daß sie sich wieder- 
holten Kontrollen unter wechselnden Prüfbedingun- 
gen zu unterwerfen haben. 

Die derzeitigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
finden ihre Berechtigung in der legitimen Sorge um 
den Schutz der Verbraucher und Benutzer, so daß 
eine Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften als 
das einzig mögliche Mittel erscheint, die aus der 
Unterschiedlichkeit dieser Vorschriften herrühren- 
den Nachteile zu beseitigen und damit die zur Er- 
richtung des gemeinsamen Marktes erforderlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. 

Die Richtlinie enthält einen juristischen Teil und 
einen technischen Anhang. 

Artikel 1 des juristischen Teils setzt den Geltungs- 
bereich der Richtlinie fest, nämlich Zusatzeinrich- 
tungen für Zähler von Flüssigkeiten außer Wasser. 

Die Harmonisierung der einzelstaatlichen Vorschrif- 
ten über Flüssigkeitszähler und über die Fehler- 
grenzen der Anlagen für Flüssigkeitsmessung ist 
bereits im Richtlinienvorschlag über Flüssigkeits- 
zähler verwirklicht. 

In Artikel 2 ist festgesetzt, daß die Mitgliedstaaten 
die EWG-Bauartzulassung und die EWG-Erst- 
eichung in Übereinstimmung mit dem Richtlinien- 
vorschlag für Meßgeräte und Meß- und Prüfver- 
fahren gewähren. Die mit den EWG-Zeichen und 
-Stempeln gemäß den einzelstaatlichen Kontroll- 
vorschriften versehenen Zusatzgeräte können in der 
gleichen Weise eingeführt, vertrieben und verwen- 


det werden wie Geräte, die den einzelstaatlichen 
Vorschriften genügt haben. 

Hauptziel der Richtlinie ist also die Beseitigung der 
technischen Handelshemmnisse auf dem Gebiet 
dieser Zusatzeinrichtungen. Sie bezweckt ferner, 
die sofortige Benutzung dieser Geräte, eingebaut in 
Zähler für Flüssigkeiten außer Wasser oder einge- 
baut in Anlagen für Flüssigkeitsmessungen, zu er- 
möglichen. Für die letztgenannten Meßanlagen be- 
reitet die Kommission einen Richtlinienvorschlag 
vor. Da die technischen Probleme, die sich bei 
diesen Harmonisierungsarbeiten stellen, sehr kom- 
plex sind, ist es schwierig, vorauszusehen, wann 
diese Arbeiten zu Ende geführt werden können. 

Artikel 3 ermöglicht die Anpassung an den tech- 
nischen Fortschritt des Anhangs gemäß dem dies- 
bezüglichen Kapitel, das in der Richtlinie des Rats 

vom betreffend Meßgeräte und Meß- und 

Prüfverfahren vorgesehen ist. Dieses Verfahren ist 
viel elastischer und beansprucht weniger Zeit, als 
alte Richtlinien durch neue zu ersetzen. 

Artikel 4 ist allen Richtlinien gemeinsam. In die- 
sem Artikel wird die Frist für die Inkraftsetzung 
der Richtlinie festgesetzt. Außerdem verpflichtet er 
die Mitgliedstaaten, der Kommission ihre wichtig- 
sten Rechtsvorschriften, die sie auf dem Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie nehmen, mitzuteilen. 

Artikel 5 sagt aus, daß die Richtlinie an die Mit- 
gliedstaaten gerichtet ist. 

Harmonisierungslösung 

Die hier angewendete Harmonisierungslösung ist 
die sogenannte Alternativlösung. 

Diese Lösung wurde auch für die Richtlinie „Zähler 
für Flüssigkeit außer Wasser" gewählt. Tatsächlich 
würde die totale Harmonisierungslösung schwer- 
wiegende Probleme aufwerfen, solange die wich- 
tigsten nicht technischen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften betreffend die eigentlichen Flüssig- 
keitszähler und die Zusatzeinrichtungen noch nicht 
harmonisiert sind. 

Die Alternativlösung für die Harmonisierung be- 
sagt, daß die mit dieser Richtlinie übereinstimmen- 
den Geräte zwischen Mitgliedstaaten in derselben 
Weise vertrieben und verwendet werden können, 
wie dies für Geräte in jedem Einzelstaat geht, die 
die einzelstaatlichen Kontrollen erfüllt haben. 

Konsultation des Parlaments 

und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 erscheint notwendig. Die In- 
kraftsetzung der in der Richtlinie vorgesehenen 
Bestimmungen erfordert nämlich in manchen Mit- 
gliedstaaten eine Änderung ihrer Rechtsvor- 
schriften. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. CI 15 
vom 11. September 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 136 
vom 24. Oktober 1969 
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Anlage 

zur Begründung des Riclitiinienvorschlages 
über Zusatzeinrichtungen für Flüssigkeitszähler 


In den Mitgliedstaaten geltende Rechtsvorschriften 

für Zusatzeinrichtungen zu Flüssigkeitszählern 

1 . Belgien 

— Gesetz vom 1. Oktober 1955, geändert durch 
Gesetz vom 1. August 1922 und durch König- 
lichen Erlaß Nr, 79 vom 28. November 1939. 

— Königlicher Erlaß vom 1. Dezember 1931. 

2. Deutschland 

— Gesetz über das Meß- und Eichweisen (Eich- 
gesetz) vom 11. Juli 1969. 

— Eichordnung §§ 231 bis 280. 

3. Frankreich 

— Beschluß vom 5. August 1957 über Bau, 
Eichung und Verwendung von Geräten zur 
Messung genießbarer Flüssigkeiten. 

— Verordnung vom 12, April 1955, Beschluß 
vom 15. Januar 1960 und Beschluß vom 
18, Januar 1956, geändert durch Beschluß 
vom 20, Januar 1960 über Geräte zur Mes- 
sung von flüssigen Kraftstoffen und Schmier- 
mitteln, 


4. Italien 

— Maß- und Gewichtsgesetz (Leggi sui Pesi e 
sulle Misure) vom 23. August 1890 Nr. 7088 
nebst Änderungen, 

— Regelung über die Herstellung von Gewich- 
ten, Maßen sowie von Wägeeinrichtungen 
und Meßgeräten vom 12, Juni 1902 nebst 
Änderungen. 

5. Luxemburg 

— Gesetz vom 17. Mai 1882 über Maße und 
Gewichte, geändert durch Gesetz vom 28. De- 
zember 1883, 

— Großherzoglicher Erlaß vom 5, April 1936 
betreffend Festsetzung von Verwendungs- 
bedingungen für Geräte für den Verkauf von 
Flüssigkeiten durch automatische Abfüllung. 

6. Niederlande 

— Gesetz über die Eichung von Meßgeräten 
vom 22. April 1937, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 6, Juni 1968. 

— Königlicher Erlaß (besluit) vom 29, April 
1939, zuletzt geändert durch Königlichen 
Erlaß vom 6, Januar 1962. 

— Beschluß (beschikking) des Wirtschaftsmini- 
sters vom 9. Mai 1939. 
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